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Inzwischen wird vonseiten der Staatsanwaltschaft gegen Ver­
antwortliche hinsichtlich der Frage ermittelt, ob frühzeitigere 
Warnungen an die Bevölkerung vor Ort nicht auch Todesfälle 
hätte vermeiden können. Das macht vor dem Hintergrund der 
politisch lautstark diskutierten Digitalisierung und den in Wahl­
programmen geäußerten Verstärkungswillen für Katastrophen­
schutz beinahe wütend, wenn unter Umständen Kommunikati­
onsketten nicht funktioniert haben, vorhandene Informationen 
nicht oder nicht rechtzeitig weitergegeben wurden und deshalb 
Menschen gestorben sind. 

Der vbob wird die politisch Verantwortlichen auf Bundesebene 
an der Umsetzung der Absichtserklärungen zum Katastrophen­
schutz messen. 

Am 30. Juni 2021 hat der vbob seinen 70. Geburtstag gefeiert. 
Hierzu habe ich mit dem Parlamentarischen Staatssekretär beim 
BMI, Stefan Mayer, und dem dbb Chef Ulrich Silberbach in einem 
Livestream zu aktuellen Fragen diskutiert. Sie können sich die 
Veranstaltung auf unserer Homepage auch nachträglich noch 
anschauen. 

Am 3. August 2021 haben wir im Rahmen einer weiteren Web­
veranstaltung im Jubiläumsjahr die „Qual der Wahl“ diskutiert. 
650 Seiten Wahlprogramme komprimiert auf die Aussagen zum 
öffentlichen Dienst und Bundesverwaltung in 90 Minuten, das ist 
mangels konkreter Pläne der Parteien für den öffentlichen Dienst 
sehr gut gelungen; lesen Sie auch hierzu im Magazin.

Die Pandemie und deren Kennzahlen treibt ebenfalls weiterhin 
Blüten. Noch immer verhindert nach den Äußerungen der Ge­
sundheitspolitikerinnen und -politiker eine Vielzahl Unentschlos­
sener oder vom Impferfolg nicht überzeugter beziehungsweise 
kritischer Menschen die Erreichung der notwendigen Herdenim­
munität. Die Ständige Impfkommission hat inzwischen die Imp­
fung der 12- bis 17-Jährigen empfohlen. Es bleibt spannend, wie 
sich Aussagen zu den Rechten von Geimpften und Nichtgeimpf­
ten nach der Bundestagswahl anhören werden. Augenblicklich 
scheint es, dass mit Blick auf die Stimmen zur Wahl nicht die 
ganze Wahrheit ausgesprochen wird. Und auch wenn es die 
Kanzlerkandidatin und die Kanzlerkandidaten sowie deren Bera­
tungskräfte nicht geschafft haben, uns perfekte Menschen zu 
präsentieren, so liegt es jetzt doch an uns allen, Demokratie in 
Deutschland sicherzustellen – indem wir zur Wahl gehen und 
unsere Stimme abgeben.

Bleiben Sie gesund, hilfsbereit und zuversichtlich!

Beste Grüße

Ihr

	< Editorial 

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen,

geht es Ihnen auch so, dass Sie noch fassungslos über die Bilder der 
Hochwasserkatastrophe in Deutschland sind? Besonders das Aus­
maß, die Opferzahl und die teils existenzielle Betroffenheit so vieler 
Menschen machen sprach- und fassungslos. Ich möchte an dieser 
Stelle mein Beileid für die Angehörigen der Opfer und meine Anteil­
nahme im Namen des gesamten vbob zum Ausdruck bringen. 

Auch Mitglieder des vbob sind in großer Zahl Betroffene, haben 
teilweise ihre Wohnungen, ihr Hab und Gut sowie Angehörige, 
Freunde und Bekannte verloren. Die ersten Bilder nach der Katas­
trophe verstörten ob der Gewalt, die die Natur hier ausgeübt hat. 
Die Hilfe, die Unterstützung bei den Aufräumarbeiten durch Kolle­
ginnen und Kollegen aus den Behörden und den Rettungsdiensten 
sowie durch die Einsatzkräfte von Technischem Hilfswerk, Feuer­
wehren aus ganz Deutschland, Landwirte mit ihren Großfahrzeu­
gen sowie Bauunternehmen mit Handwerkern und Räumgerät – 
das ist und war großartig und dafür danke ich allen Hilfskräften 
für ihren außerordentlich großen und solidarischen Einsatz!

Die Hilfe muss weitergehen, die finanziellen Folgen für die Wie­
deraufbauarbeit haben Bund und Länder mit Milliarden taxiert 
und zugesagt. Den Betroffenen vor Ort fehlt es auch Wochen 
nach dem Ereignis noch an Strom, Trinkwasserversorgung und 
Netz für Kommunikation. Dinge, die für uns alle selbstverständ­
lich sind. 

Der vbob und seine Mitglieder haben sich mit Spenden an Hilfs­
organisationen, behördeninterne Stiftungen sowie Vor-Ort-Orga­
nisationen an der Finanzierung der Erstversorgung sowie der 
technischen Versorgung für den Wiederaufbau beteiligt. Solida­
rität, wie sie sich in solchen Momenten zeigt, ist unbezahlbar. 

Bundespräsident, Bundeskanzlerin, Ministerpräsidentin und Mi­
nisterpräsident sowie die Kanzlerkandidaten haben sich in den 
Katastrophengebieten ein Bild verschafft. Ich hoffe, dass die Aus­
sagen vor Ort sich durch unbürokratische Maßnahmen für Betrof­
fene auszahlen werden. Lesen Sie in diesem Magazin den Bericht 
eines betroffenen vbob Mitgliedes.
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Die BAuA wird 70

Damit Arbeit  
nicht krank macht 
Für die einen ist der Arbeitsschutz nur 
ein Kostentreiber – bürokratisch, teuer, 
ja sogar vielleicht altmodisch. Für die 
anderen steht der Arbeitsschutz für die 
Unfallverhütung, für die Humanisie­
rung der Arbeitswelt, ja als Innovations­
treiber und Produktivitätssteigerer. Seit 
70 Jahren stehen die heutige Bundesan­
stalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedi­
zin (BAuA) und ihre Vorgängerorganisati­
onen nun in diesem Spannungsfeld. Die heutige 
BAuA muss mit wissenschaftlichen Erkenntnissen 
und Präventionsmaßnahmen dieses Spannungs­
feld auflösen. Denn die Kunst liegt wohl im Kom­
promiss, und der Arbeitsschutz hat gute Argumen­
te auf seiner Seite. Doch zunächst ein kurzer Abriss 
über die durchaus lange Geschichte des Arbeits­
schutzes in Deutschland. Dieser ist, wie man sich 
denken kann, eng mit der Industrialisierung, aber 
auch mit den allgemeinen politischen Entwicklun­
gen verknüpft und ein Spiegelbild der Arbeitsbezie­
hungen in Deutschland.

	< Die Geschichte des  
Arbeitsschutzes

Der Arbeitsschutz in Deutsch­
land ist seit 1839 mit der In­
dustrialisierung stark ver­
knüpft und steht – historisch 
bedingt – auf zwei Säulen: 
Festschreibung der berufsge­
nossenschaftlichen Unfallver­
sicherung und Entwicklung der 
Gewerbeaufsicht.

In der Weimarer Republik er­
folgte die langersehnte Einfüh­
rung des Achtstundentages 
und 1925 die erste Berufs­
krankheiten-Verordnung mit 
elf anerkannten Krankheiten. 
Auch der Mutterschutz und 
das Gesetz über die Beschäfti­
gung von Frauen stammen aus 
dieser Zeit. In der späten Wei­
marer Republik stellen die 
Weltwirtschaftskrise, Massen­
arbeitslosigkeit und Unruhen 

die Weiterentwicklung des Ar­
beitsschutzes vor großen Her­
ausforderungen.

In der NS-Zeit stand dann die 
Loyalität der Arbeiterschaft 
zum NS-Staat im Vordergrund, 
und die Steigerung der Produk­
tivität der Kriegswirtschaft. 
Alles musste der Kriegswirt­
schaft untergeordnet werden.

Ihren institutionellen Ursprung 
hat die Bundesanstalt in der 
„Ständigen Ausstellung für  
Arbeiterwohlfahrt“ in Berlin. 
Diese 1903 auf der Basis von 
Vorgängerausstellungen einge­
richtete Ausstellung entwickelte 
sich in der Weimarer Republik zu 
einer wichtigen Institution des 
staatlichen Arbeitsschutzes. Mit 
der Erweiterung und Moderni­
sierung des Hauses 1927 erfolg­
te eine Umbenennung in Deut­
sches Arbeitsschutzmuseum, 
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	< Die Standorte der BAuA

zugleich nahmen die zunächst 
nur vereinzelt wahrgenomme­
nen Beratungs- und Forschungs­
aufgaben für das Reichsarbeits­
ministerium in erheblichem 
Maße zu. Deshalb wurde das 
Museum 1930 höhere Reichsbe­
hörde, die direkt dem Reichsar­
beitsminister unterstellt war. 
Schließlich erfolgte 1939 die 
Umbenennung in Reichsstelle 
für Arbeitsschutz, die den Rang 
einer obersten Reichsbehörde 
im Bereich des Reichsarbeits­
ministeriums hatte.

	< Die junge Bundes
republik und die DDR

In der frühen Bundesrepublik 
blieb der Arbeitsschutz weiter­
hin stark auf Unfallverhütung 
(zum Beispiel 1953 Neuord­
nung des Rechts der überwa­
chungsbedürftigen Anlagen) 
fokussiert. Es werden das Mut­
terschutzgesetz (1952) und 
das Jugendarbeitsschutzge­
setz (1960) verabschiedet.  
Das Unfallversicherungs- 
Neuregelungsgesetz von 1963 
verpflichtet die Berufsgenos­
senschaften, vorbeugende Un­
fallverhütung „mit allen geeig­
neten Mitteln“ zu betreiben 
und beauftragt die Bundesre­
gierung zum Jährlichen Bericht 
über Unfallverhütung (Ge­
burtsstunde des SuGA). 

1951 errichtet die junge Bun­
desrepublik, also vor 70 Jahren, 
das Zentralinstitut für Arbeits­
schutz (Soest), den Vorläufer 
der BAuA, welches schon 1957 

nach Koblenz als Bundesinsti­
tut für Arbeitsschutz umzieht.

1971 erfolgte, in der „Hochzeit 
des Nachkriegsarbeitsschut­
zes“, die Errichtung der Bun­
desanstalt für Arbeitsschutz 
und Unfallforschung in Dort­
mund, dem Sitz auch der heu­
tigen Bundesanstalt. Die Bun­
desanstalt für Arbeitsschutz 
und Arbeitsmedizin (BAuA) ist 
heute eine Bundesoberbehör­
de im Geschäftsbereich des 
Bundesministeriums für Arbeit 
und Soziales (BMAS). Als Res­
sortforschungseinrichtung ist 
sie zuständig für alle Fragen 
von Sicherheit und Gesundheit 
bei der Arbeit und der soge­
nannten „menschengerechten 
Gestaltung der Arbeit“. Denn 
seit Ende der 1960er-Jahre er­
hielt der Arbeitsschutz eine 
neue und größere Bedeutung. 
Mit dem Betriebsverfassungs­
gesetz waren nunmehr „gesi­
cherte arbeitswissenschaftli­
che Erkenntnisse“ bei der 

Arbeitsgestaltung zu berück­
sichtigen; die Arbeitsforschung 
wurde im Rahmen des For­
schungsprogramms „Humani­
sierung des Arbeitslebens“ 
deutlich ausgebaut. Später 
übernahm die Bundesanstalt 
auch wichtige Aufgaben im 
Chemikalienrecht, aus denen 
die heutige Bundesstelle für 
Chemikalien bei der BAuA her­
vorging. Neben diesen hoheit­
lichen Aufgaben entstand mit 
einem im Jahr 1980 erfolgten 
„Erlass zur Einrichtung einer 
Ständigen Ausstellung für Ar­
beitsschutz“, der heutigen 
DASA, eine Arbeitswelt Aus­
stellung, mit der einer breiten 
Öffentlichkeit einer menschen­
gerecht gestaltete Arbeitswelt 
vermittelt wird. Eine Bundes­
anstalt mit angeschlossenem 
Museum, das gibt auch heute 
noch der BAuA eine Alleinstel­
lung in Deutschland sowie in­
ternational und ermöglicht  
Synergien zwischen Wissen­
schaft, Prävention und eine 
umfassenden Breitenwirkung 
in die Bevölkerung hinein. Die 
1980er-Jahre waren die Zeit 
von Norbert Blüm (CDU), der 
sich, mit dem Hintergrund des 
gelernten Werkzeugmachers, 
sehr für die Bundesanstalt und 
den Arbeitsschutz persönlich 
und politisch einsetzte. Mit der 
DASA Arbeitswelt Ausstellung 
gelingt es der BAuA auch heute 
noch, einer breiten Öffentlich­
keit den Gedanken einer men­
schengerecht gestalteten  
Arbeitswelt zu vermitteln.

Auch die DDR war in dieser Zeit 
der Systemkonkurrenz im Ar­

beitsschutz nicht untätig. Das 
1961 gegründete Zentralinstitut 
bestand aus den Instituten für 
Arbeitshygiene und Arbeitsphy­
siologie sowie der Klinik und Po­
liklinik für Berufskrankheiten. Es 
ging auf das 1948 noch unter 
der Sowjetischen Militäradmi­
nistration auf dem Gelände des 
ehemaligen Kaiserin-Auguste-
Victoria-Krankenhauses gegrün­
dete Zentralinstitut für Sozial- 
und Gewerbehygiene zurück, 
das sich in der Folgezeit zum ar­
beitsmedizinischen Weiterbil­
dungszentrum (Akademie für 
Sozialhygiene, Arbeitshygiene 
und ärztliche Fortbildung) ent­
wickelte. Die Geschichte der  
Arbeitsmedizin am heutigen 
BAuA-Standort in Berlin-Lich­
tenberg reicht bis in das Jahr 
1925 zurück, als die deutsch­
landweit erste Abteilung für ar­
beitsbedingte Erkrankungen in 
einer Klinik gegründet wurde. 
Die DDR war im „sozialistischen 
Lager“ und auch teilweise inter­
national im Arbeitsschutz bei­
spielgebend und setzte den 
Standard, wenn auch die zuneh­
mend veraltenden Produktions­
anlagen Probleme im Arbeits­
schutz bereiteten.

	< Zeit der deutschen  
Einheit

Wie bei so vielen Organisatio­
nen und Instituten stand der 
staatliche Arbeitsschutz in 
Deutschland nach 1990 plötz­
lich vor der Herausforderung, 
dass es nach der Vereinigung 
der beiden deutschen Staaten 
Doppelstrukturen gab und die­
se zusammengeführt werden 
mussten. Das war nicht einfach 
aufgrund der teilweise unter­
schiedlichen wissenschaftli­
chen Schwerpunktsetzungen 
und historischen Entwicklun­
gen. Die Bundesanstalt für Ar­
beitsmedizin wurde 1991 in 
der Nachfolge des Zentralins­
tituts für Arbeitsmedizin der 
DDR eingerichtet und durch 
Erweiterungs- und Moderni­
sierungsmaßnahmen den Be­
darfen einer modernen Res­
sortforschungseinrichtung 
angepasst. Das 1990 aufgelös­
te Zentralinstitut für Arbeits­

	< Lärmmessung
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schutz der DDR in Dresden 
wurde unmittelbar – und in  
erheblicher verkleinerter Form 
– als neue Außenstelle Dres­
den in die Bundesanstalt für 
Arbeitsschutz eingegliedert. 
1998 erfolgte dann der Umzug 
der BAuA am Standort Dresden 
in das ehemalige sächsische 
Militärgerichtsgebäude in der 
Dresdner Albertstadt.

Die heutige BAuA ist aus der  
Zusammenlegung der Bundes­
anstalt für Arbeitsmedizin  
(BAfAM) mit Sitz in Berlin und 
der Bundesanstalt für Arbeits­
schutz mit Hauptsitz in Dort­
mund im Jahre 1996 hervorge­
gangen. Hierdurch wurde es 
möglich, die fachlichen Perspek­
tiven der Gesundheitswissen­
schaften sowie der Ingenieurs-, 
Natur- und Gesellschaftswissen­
schaften zu Arbeit und Gesund­
heit noch stärker miteinander 
zu verzahnen. Dies geschah fast 
zeitgleich mit dem Inkrafttreten 
des Arbeitsschutzgesetzes, das 
als grundlegendes Gesetz des 
modernen Arbeitsschutzes gilt. 
Mit der Forderung nach mehr 
Prävention erfolgte ein Rich­
tungswechsel im Denken und 
Handeln des Arbeitsschutzes.

	< Die Zukunft des Arbeits-
schutzes und die  
Zukunft der Arbeit

Die letzte Neuorganisation der 
Bundesanstalt für Arbeitsschutz 
und Arbeitsmedizin erfolgte zum 
1. Januar 2009. Dabei schärfte 
die BAuA ihr Profil als Ressortfor­
schungseinrichtung unter dem 
Leitbild „Forschung für Arbeit 
und Gesundheit“, indem die For­
schungs- und Entwicklungsakti­
vitäten in den Fachbereichen 
stärker zusammengeführt und 
ausgebaut wurden. Zugleich 
wurde ein wissenschaftlicher 
Beirat eingeführt, erstmals ein 
Forschungs- und Entwicklungs­
programm aufgelegt, die Koope­
rationen mit wissenschaftlichen 
Einrichtungen verstärkt, die Poli­
tikberatung gestärkt und die In­
ternationalisierung der Aufga­
ben, insbesondere im Bereich der 
Chemikaliensicherheit, vorange­
trieben. Zurzeit ist die BAuA in 

fünf strategischen Handlungs­
feldern tätig:

	> Anwendungssichere Chemi­
kalien und Produkte gewähr­
leisten

	> Arbeit im Betrieb menschen­
gerecht gestalten

	> Arbeitsbedingte Erkrankun­
gen vermeiden – Gesundheit 
und Arbeitsfähigkeit fördern

	> Auswirkungen des Wandels 
der Arbeitswelt verstehen 
und Instrumente des Arbeits­
schutzes weiterentwickeln

	> Arbeitswelt und Arbeits­
schutz vermitteln

Die BAuA berät heute als Ge­
schäftsbereichsbehörde des 
Bundesministeriums für Arbeit 
und Soziales (BMAS) also in al­
len Fragen von Sicherheit und 
Gesundheit bei der Arbeit und 
der menschengerechten Ge­
staltung der Arbeitsbedingun­
gen. Als Ressortforschungsein­
richtung des Bundes vermittelt 
sie zwischen Wissenschaft,  
Politik und Gesellschaft. Der 
Arbeit der Bundesanstalt für 
Arbeitsschutz und Arbeitsmedi­
zin (BAuA) bescheinigte der 
Wissenschaftsrat in seiner Stel­
lungnahme 2018 eine insge­
samt gute Qualität. Zu den 
wichtigsten Aufgaben der 
BAuA gehören die Politikbera­
tung, die Wahrnehmung ho­
heitlicher Aufgaben und der 
Transfer in die betriebliche Pra­
xis. Darüber hinaus stellt die 
BAuA ein umfassendes Infor­
mationsangebot und Praxislö­
sungen für unterschiedliche 
Zielgruppen zur Verfügung.

Denn die Herausforderungen 
sind enorm: Wie werden wir in 
Zukunft arbeiten? Welche Ar­
beitsformen wird es geben? 
Wie entwickelt sich die Platt­
formökonomie, werden wir alle 
zu Freiberuflern/Freelancern? 
Werden wir alle zu Hause arbei­
ten, wird sich die Arbeit immer 
weiter entgrenzen? Wie wer­
den die künstliche Intelligenz, 
die Digitalisierung, die Robotik 
unsere Arbeitswelt verändern, 
werden wir überhaupt noch ge­
nug „gute Arbeit“ für alle ha­
ben? Wie werden die Verdich­

tung der Arbeit, die ständige 
Erreichbarkeit unsere Arbeits­
welt und auch unsere psychi­
sche Gesundheit belasten?

Wir dürfen aber auch nicht 
vergessen: Es gibt immer noch 
stark körperlich belastende Ar­
beit in der Industrie, auf dem 
Bau, bei der Bahn, im Straßen­
bau, in der Landwirtschaft. Es 
gibt weiterhin die Nachtarbeit, 
im öffentlichen Dienst, im 
Krankenhaus, am Flughafen, 
im ÖPNV, bei der Polizei und 
Feuerwehr, aber auch in der 
Industrie. Es gibt die Zeitarbeit, 
die Arbeit im prekären Sektor. 
Es gibt jedes Jahr über 500 töd­
liche Arbeitsunfälle, auch 
wenn die Zahlen in den letzten 
Jahren erfreulicherweise im­
mer weiter sinken. Das ist viel­
leicht der beste Indikator der 
positiven Wirkung eines mo­
dernen Arbeitsschutzes.

Was häufig übersehen wird: Es 
gibt auch gute volkswirtschaft­
liche Gründe für einen wirksa­
men Arbeitsschutz, bei dem die 
Sozialpartner, also die Arbeitge­
ber, die Gewerkschaften und 
auch der Staat, eng zusammen­
arbeiten: die volkswirtschaftli­
chen Produktionsausfälle durch 
Arbeitsunfähigkeit. Mit einer 
durchschnittlichen Arbeitsunfä­
higkeit von 17,3 Tagen je Arbeit­
nehmer(in) ergeben sich im Jahr 
2019 insgesamt 712,2 Millionen 

Arbeitsunfähigkeitstage. Aus­
gehend von diesem Arbeitsun­
fähigkeitsvolumen schätzt die 
BAuA die volkswirtschaftlichen 
Produktionsausfälle auf insge­
samt 88 Milliarden Euro bezie­
hungsweise den Ausfall an 
Bruttowertschöpfung auf 149 
Milliarden Euro. Die geschätz­
ten Produktionsausfälle ma­
chen insgesamt einen Anteil 
von 2,5 Prozent am Bruttonatio­
naleinkommen aus. Allein ein 
Anteil von 0,6 Prozent ist auf 
Arbeitsunfähigkeit durch Krank­
heiten des Muskel-Skelett-Sys­
tems und des Bindegewebes 
zurückzuführen. Der geschätzte 
Ausfall an Bruttowertschöp­
fung weist einen Anteil von 
4,2 Prozent am Bruttonational­
einkommen auf, hier entfallen 
0,9 Prozent allein auf Krankhei­
ten des Muskel-Skelettsystems 
(„Rücken“). Wir brauchen den 
Arbeitsschutz also auch für eine 
wettbewerbsfähige, hochpro­
duktive Wirtschaft und einen 
modernen öffentlichen Dienst, 
wollen wir auch in der Zukunft 
eine führende Wirtschaftsnati­
on mit einem ausgebauten 
Wohlfahrtsstaat bleiben. Denn 
die Arbeit wird uns auch in 20 
oder 30 Jahren nicht ausgehen, 
sie wird nur anders aussehen. 
Arbeit ist das halbe Leben, und 
dieses sollte durch einen inno­
vativen Arbeitsschutz den 
höchsten Schutz erhalten.  
� Dr. A. Suessmilch

	< LED-Messung
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Leserbrief zur Flutkatastrophe

„Hölle in der letzten Lebensphase“
An den Vorsitzenden  
des vbob Gewerkschaft 
Bundesbeschäftigte, 
Herrn Frank Gehlen

Lieber Frank,

vielen Dank für dein offenes 
Ohr bei der Schilderung tief­
greifender persönlicher Ereig­
nisse anlässlich der Flutkatast­
rophe an der Ahr. Ich lege sie 
dir offen dar, auch zur Veröf­
fentlichung in unserer Fachpu­
blikation. Auch fühle ich mich 
als ehemaliger Vorsitzender 
des Hauptpersonalrats im 
BMBF verpflichtet.

Und dabei ist sie so friedlich, 
diese Ahr mit ihrer einzigarti­
gen Landschaft, ihren Winzern 
und ihrem guten Rotwein. 
Rund 90 Kilometer von Blan­
kenheim fließt sie bei Rema­
gen-Kripp in den Rhein. Im Bett 
misst sie gerade 20 bis 30 Me­
ter, einen Steinwurf von einer 
Seite zur anderen entfernt. 
Dass diese Ahr einmal bis zu 
700 Meter breit sein kann und 
Wellen über zehn Meter hoch 
fluten, hätte wohl keiner der 
Bewohner erwartet. Selbst das 
stärkste Hochwasser bisher, 
am 21. Juli 1804, blieb hinter 
dem Ausmaß dessen am 
14./15. Juli 2021 zurück. 

Niemand hätte dies erwartet, 
was in den Abendstunden des 
14. Juli 2021 in den Orten ab­
ging. Auch mein Wohnhaus in 
Ahrweiler und meine zwei wei­
teren Objekte liegen Luftlinie 

rund 500 Meter vom Flusslauf 
der Ahr entfernt. Direkt an der 
Ahr, genau in Rech, liegt mein 
Geburtshaus. Daneben errich­
tete mein verstorbener Bruder 
mit seiner Familie 1980 einen 
massiven Neubau. Das Haus 
stand, entsprechend baurecht­
lichen Vorschriften, auf einer 
Wanne mit einer leistungsstar­
ken Pumpe, die eindringendes 
Hochwasser stets abwehrte. 
Dem Haus vorgelagert war die 
Recher Brücke aus dem Jahr 
1723. Diese trotzte so man­
chem Hochwasser, so auch 
dem von 1804. 

Gegen 21 Uhr wurde ich durch 
Bilder auf Facebook auf die Flut 
im acht Kilometer flussauf­
wärts gelegenen Rech auf­
merksam. Es war ein Wohn­
wagen, der unter der Recher 
Brücke davonschwamm. Be­
sorgt rief ich meine Schwäge­
rin über Handy an, die mir sag­
te, dass das Wasser inzwischen 
im Untergeschoss, wo sie eine 
Massagepraxis betrieb, einge­
drungen sei. Die Pumpe sei au­
ßer Betrieb. Dann folgte ihr un­
vergesslicher Schrei: „Mein 
Gott, das Haus schwimmt 
weg.“ Es folgte eine Stille, die 
Verbindung war abgebrochen. 
Ich schilderte unter dem Not­
ruf 112 meine Wahrnehmung 
und erhielt die Antwort: „Wir 
kümmern uns.“ 

Gegen 21.30 Uhr riefen Be­
wohner rund 100 Meter ent­
fernter Wohnhäuser in Ahr­
weiler, dass das Hochwasser in 

ihre Straße eindrang. Eine 
Warnung des Katastrophen­
schutzes der Feuerwehr oder 
der Stadt durch Sirenen oder 
Lautsprecherdurchsagen gab 
es nicht. Ungläubig nahmen 
wir die Zurufe wahr, denn die 
Ahr floss schließlich in einer 
Distanz von 500 Metern zum 
eigentlichen Flussbett. Viele 
fuhren ihre Autos weg, so 
auch ich, aber nicht weit ge­
nug, denn das Hochwasser 
war schneller. Im letzten Mo­
ment merkte ich, dass ein Kel­
lerfenster gekippt war. Ich eil­
te zurück in den Keller und 
schon flogen mir die dort ge­
lagerten Dosen mit Farbe und 
Pflegemittel um die Ohren. 
Das Wasser stieg in wenigen 
Minuten bis unter die Keller­
decke und meine Tochter zog 
mich noch die Treppe hoch. 
Das Wasser blieb in der Mitte 
des Erdgeschosses stehen.  
Wir flüchteten ins 2. Oberge­
schoss. In der Nacht wechsel­
ten sich im Wasserrauschen 
Schreie und Stille ab. Am 
nächsten Morgen war das Un­
geheuerliche Fakt. Beim Ver­
such, ihr Hab und Gut zu ret­
ten oder auch anderen zu 
helfen, verstarben in den Flu­
ten sechs Nachbarn und zwei 
gute Bekannte. 

Meine Schwägerin, die als ver­
misst galt, wurde am nächsten 
Tag in Ahrweiler (circa 8 km 
von ihrem Wohnhaus in Rech 
entfernt) tot aufgefunden. Das 
massiv gebaute Wohnhaus in 
Rech hatte die Flut mitgenom­

men. Mein altes danebenste­
hendes Geburtshaus ist inzwi­
schen wegen Baufälligkeit 
abgerissen worden.

Das Ausmaß der Schäden in 
der Wohnung war in den ers­
ten Tagen nur in Umrissen fest­
stellbar, weil die Rollläden her­
untergelassen waren und diese 
wegen des fehlenden Stroms 
nicht betätigt werden konn­
ten. Wasser und Strom blieben 
in den ersten zwei Wochen 
aus. Die Gasleitung, die die 
meisten Haushalte mit der Hei­
zung versorgt, ist gebrochen 
und wird wohl bis zum Winter 
nicht mehr hergestellt werden.

Das menschliche Leid ist 
enorm. Die finanziellen Schä­
den sind außerordentlich hoch. 
Die meisten Menschen, die ich 
kenne, sind nicht gegen Ele­
mentarschäden versichert. 
Gott sei Dank trifft die fehlen­
de Versicherung bei mir nicht 
das Wohnhaus, sondern nur 
den Hausrat.

Ein großer Dank gilt den unent­
geltlichen vielen Helfern. Es 
waren nicht nur Nachbarn und 
Kolleginnen und Kollegen aus 
dem BMBF, die den Schlamm 
aus den Kellern entfernten, 
sondern viele Unbekannte aus 
allen Teilen Deutschlands, die 
teils mit Hochleistungspum­
pen das Wasser abpumpten 
und den Unrat aus den Häu­
sern entfernten. Eine derartige 
Hilfsbereitschaft haben die 
Menschen an der Ahr noch 

	< Dank an die Helfer
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	< Spendenaufruf des vbob

Auch der vbob hilft
Uns erreichten seit der furchtbaren Flutkatastro­
phe so viele Nachfragen von Fachgruppen und ein­
zelnen Mitgliedern, die eine Spende an den vbob 
überweisen wollen.

Die Bundesleitung hat entschieden, dass sich der 
vbob mit einer Spende an den zahlreichen solidari­
schen Aktionen für die Flutopfer beteiligen wird. 
Derzeit beraten die Gremien über die Spenden­
empfänger sowie die Höhe der jeweiligen Spende. 
Der vbob unterstützt die Spendenaufrufe der 
Hilfsorganisationen und bittet die Leserinnen und 
Leser ebenfalls um eine Spende an diese.

Kontaktieren Sie gerne Ihren Fachgruppenvor­
stand, wenn Sie hierzu Fragen haben. 

Der vbob als Gewerkschaft ist im steuerlichen Sin­
ne kein gemeinnütziger Verein und kann daher in 
der Hauptkasse weder Spenden annehmen noch 
Bescheinigungen hierüber ausstellen. 

Ich möchte Ihnen im Namen der gesamten Bun­
desleitung für die bisher bereits angezeigte Unter­
stützungsbereitschaft aus Ihren Fachgruppen sehr 
herzlich danken. 

Allen Beteiligten, Kolleginnen und Kollegen der 
Hilfsdienste im Einsatz, Spenderinnen und Spen­
dern, Helferinnen und Helfern, ein herzliches Dan­
keschön für ihren Einsatz. Den Betroffenen gilt  
unser solidarischer Beistand, Beratung und  
Hilfsangebote. � Ihr Frank Gehlen

Veranstaltungsreihe #vbob70

Wer die Wahl hat, hat die Qual? –  
Die Programme der Parteien zur Bundestagswahl
Am 3. August 2021 fand im Rahmen der Veran­
staltungsreihe zum Jubiläum die Veranstaltung 
„Wer die Wahl hat, hat die Qual?“ statt. Bundes­
vorsitzender Frank Gehlen und die drei stellvertre­
tenden Bundesvorsitzenden Claudia Goeke, Sa­
scha Titze und Hans-Georg Schiffer hatten zur 
Vorbereitung der Veranstaltung die Wahlpro­
gramme der im Deutschen Bundestag vertrete­
nen Parteien auf Aussagen zu Fragen der Beschäf­
tigung in der Organisation und der Perspektive für 
die öffentliche Verwaltung, insbesondere der Bun­
desverwaltung, durchforstet und moderierten ge­
meinsam die Veranstaltung.

Bei insgesamt knapp 650 Sei­
ten Wahlprogrammatik (CDU/
CSU, SPD, AfD, Bündnis 90/Die 
Grünen und FDP) verständig­
ten sich die Moderatoren mit 
den Teilnehmenden darauf, 
Aussagen zu folgenden 
Schwerpunkten vorzustellen 
und gemeinsam zu diskutieren:

Aussagen beziehungsweise Po­
sition der Parteien zum Berufs­
beamtentum, zur Bürgerversi­
cherung, zu organisatorischen 
Maßnahmen (zum Beispiel „Di­
gitalministerium“ oder auch das 

von Bündnis 90/Die Grünen an­
gekündigte „Klimaministerium 
mit Vetorecht“), zur Arbeit der 
Zukunft und zum Thema Mit­
bestimmung.

Im Laufe der Diskussion zeig­
ten sich die Teilnehmenden 
überrascht, dass zu dem in den 
Behörden allgegenwärtigen 
Bereich des demografischen 
Wandels und der Lösung der 
Frage des Fachkräftemangels 
im öffentlichen Dienst bei den 
Parteien offensichtlich keine 
Sensibilität vorherrscht, denn 

es finden sich dazu keine Lö­
sungsvorschläge oder Ideen in 
den Programmen.

Anders überbieten sich die Par­
teien in Vorschlägen zur Digita­
lisierung der Verwaltungen und 
sogar in der Zustandsanalyse 
des öffentlichen Dienstes, der 
zwar nach Bekunden weniger 
hervorragend qualifizierte Mit­
arbeiterinnen und Mitarbeiter, 
die eingebunden werden sol­
len, aufweist, andererseits aber 
an Innovationsfähigkeit oder 
-bereitschaft vermissen lässt.

Unklar blieb im Laufe der Dis­
kussion auch die Frage, wieso 
die Parteien glauben, dass 
durch Schaffung zusätzlicher 
Organisationen Probleme bes­
ser zu lösen seien. 

Einen kritischen Haltepunkt de­
finierten die Teilnehmenden bei 
der Frage der leichteren Zugän­

ge für Quereinsteiger durch 
Weglassen der Voraussetzungen 
(wie zum Beispiel Ausbildung/
Qualifizierung für den ö. D. et 
cetera), wie dies von einer Regie­
rungspartei vorgeschlagen wird.

Im Ergebnis waren sich die Dis­
kutanten einig, dass es Aufga­
be des vbob ist, nach der Bun­
destagswahl die beabsichtigten 
Eingriffe in die Bundesverwal­
tung kritisch zu begleiten und 
die Expertise der Beschäftigten 
in die bevorstehenden Debat­
ten einzubringen.

Gehlen verwies zum Ende dar­
auf, dass den Parteien die Posi­
tionen des vbob vorlägen und 
der Bundesvorstand auf die 
Gespräche mit der nächsten 
Bundesregierung daher gerüs­
tet sei.�
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nicht erlebt. Auch allen Spen­
dern sei gedankt. Kleidung 
steht reichlich zur Verfügung. 
Zeltküchen versorgen die Be­
troffenen in den Orten und an 
mehreren Stellen der Stadt Bad 
Neuenahr-Ahrweiler mit Mahl­
zeiten.

Trotz der zugesagten Finanz­
hilfe der Bundesregierung wer­
den die verbleibenden Kosten 
hoch sein. Für viele ältere Men­
schen hält in Erinnerung an die 
Geschehnisse und in der Sorge 
um die Zukunft die „Hölle in 
der letzten Lebensphase“ an. 

 � Paul Gieler

9

vb
ob

 G
ew

er
ks

ch
af

t B
un

de
sb

es
ch

äf
ti

gt
e

> vbob Magazin  |  September 2021

https://stock.adobe.com/


©
 B

jö
rn

 W
yl

ez
ic

h/
st

oc
k.

ad
ob

e.
co

m Kommentierte Pressestimmen
Viele Tote, zerstörte Häuser, aufgerissene Straßen, demolierte Infrastruk­
tur, kein Strom … Die Bilder und Meldungen der Hochwasserkatastrophe, 
die insbesondere die Menschen in Nordrhein-Westfalen und Rheinland-
Pfalz massiv getroffen hat, lassen uns angesichts der Opfer und des Aus­
maßes der Schäden fassungslos zurück. Trost, Mut und auch ein wenig  
Zuversicht spendet den Betroffenen sicherlich, dass die Anteilnahme,  
Hilfsbereitschaft sowie die Unterstützung der Mitbürgerinnen und  
Mitbürger aus ganz Deutschland spürbar und großherzig sind. 

„Gewerkschafter helfen Ge­
werkschaftern“, so titelt  
Tagesspiegel-Online am  
20. Juli 2021. Die „Herzkam­
mer“ der IG Bergbau, Che­
mie, Energie (IG-BCE) liegt im 
Westen. BASF und Bayer sind 
hier ansässig, es gibt Kraft­
werke und Braunkohletage­
baue und viele IG-BCE-Mit­
glieder. Die Gewerkschaft 
stellt 300 000 Euro für die 
Opfer des Hochwassers  
bereit und hat dazu einen 
Fonds aufgelegt, „um in Not 
geratenen Kolleginnen und 
Kollegen unbürokratisch ers­
te finanzielle Hilfe anbieten“ 
zu können. Wer in den 
Krisenregionen lebt „und 
fundamental durch die Ka­
tastrophe getroffen wurde“, 
kann sich an den zuständi­
gen IG-BCE-Bezirk wenden 
und Unterstützung bean­
tragen. Die Höhe der Hilfe 
hängt ab von der Betroffen­
heit und der Höhe des Ge­
werkschaftsbeitrags, der bei 
den meisten deutschen Ge­
werkschaften ein Prozent 
des Bruttogehalts beträgt. 

IG-BCE Mitglieder können 
mit 1 000 bis 5 000 Euro 
rechnen. Die IG-BCE ist mit 
gut 600 000 Mitgliedern die 
drittgrößte DGB-Gewerk­
schaft nach der IG Metall 
(2,2 Millionen Mitglieder) 
und ver.di (1,9 Millionen). 

„Jetzt heißt es Solidarität  
zu zeigen, um die Folgen  
dieser Katastrophe abzu­
mildern. Jetzt müssen wir 
zusammenhalten und un­
terstützen, damit die be­
troffenen Menschen und  
Regionen eine Perspektive 
bekommen.“ Der DGB ruft 

zu Spenden für die Opfer  
der Flutkatastrophe bei der 
NordLB auf. 

Auch der Beamtenbund spen­
det: Gut 1,3 Millionen Beamte 
und Tarifbeschäftigte im öf­
fentlichen Dienst vertritt der 

dbb, der nach eigenen Anga­
ben einen fünfstelligen Betrag 
gespendet hat. „Wie bei vor­
herigen Naturkatastrophen 
auch“, sagte ein Sprecher auf 
Anfrage. Die genaue Höhe 
wolle man nicht kommunizie­
ren, um den Anschein einer 
PR-Aktion zu vermeiden. 

	< Schulstart und die  
vierte Welle

Die Schulferien enden gerade 
so nach und nach in den Bun­
desländern und die Politik 
wirkt schlecht vorbereitet; ein 
„Patentrezept“ fehlt: „Prä­
senzunterricht um jeden Preis 
bedeutet Durchseuchung“ 
(welt-online, 21. Juli 2021). 
Deutschland ist noch im 
Schulferienmodus, zumindest 
teilweise. Denn aktuell starte­
te bereits wieder die Schule in 
Mecklenburg-Vorpommern, 
Schleswig-Holstein, Branden­
burg und in den Stadtstaaten 
Hamburg und Berlin. Delta ist 
überall – gerade verstärkt 
auch in den Schulen – auf dem 
Vormarsch, denn die hoch an­
steckende Corona-Mutation 
verbreitet sich besonders un­
ter ungeimpften jüngeren 
Menschen rasant. In der 
Hauptstadt Berlin etwa ist die 
Inzidenz seit der vergangenen 
Woche um 111 Prozent ge­
stiegen, vor allem die 15- bis 
29-Jährigen sind hier überpro­
portional betroffen. Geplant 
ist ein Schulstart im uneinge­
schränkten Regelbetrieb, in­
klusive Klassenfahrten, Exkur­
sionen und AGs, je nach Lage 
ergänzt durch Masken und 
Tests, darauf hatten sich die 
Kultusminister im Juni geei­
nigt. Lehrerverbände sind  
angesichts der jüngsten Ent­
wicklung aber bereits hoch 
besorgt. „Mittlerweile ist die 
vierte Welle nicht mehr nur 

„In der Krise beweist  
sich der Charakter.“ 

Helmut Schmidt, SPD-Politiker, 1918–2015
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Schreckgespenst, sondern  
reale Option der weiteren 
Ausbreitungsentwicklung. 
Dementsprechend müssen  
die Hygieneschutzmaßnah­
men auch weiter eingehalten 
werden“, sagt etwa Udo Beck­
mann, der Vorsitzende des 
Verbandes Bildung und Er­
ziehung. Die Lehrkräfte  
seien zwar inzwischen mit 
überwältigender Mehrheit ge­
impft, sodass eine Infektion 
für sie nicht mehr lebensbe­
drohlich sei, so Beckmann. 
„Die Politik darf aber nicht  
außer Acht lassen, dass auch 
Kinder schwere Verläufe ent­
wickeln und „Long COVID“  
bekommen können. Den Un­
terricht nach den Ferien fort­
zusetzen, als wäre nichts, ist 
unterlassene Hilfeleistung.“ 
Auch Heinz-Peter Meidinger, 
der Präsident des Deutschen 
Lehrerverbandes, warnt. „Wer 
jetzt verspricht, dass es im 
nächsten Jahr auf jeden Fall 

vollständigen Präsenzunter­
richt geben wird, begibt sich 
auf dünnes Eis“, sagt Meidin­
ger. „Niemand kann ausschlie­
ßen, dass wir wegen der  
Delta-Variante und der man­
gelnden Impfquote eine enor­
me vierte Welle bekommen, 
in der dann auch wieder 
Wechselunterricht nötig 
wird.“ Dass Delta für die Schu­
len noch zum Problem werden 
wird, verschweigt auch die Po­
litik nicht. „Delta wird sich in 
den Schulen breitmachen, da 
muss man sich nichts vorma­
chen“, sagt etwa die neue  
baden-württembergische  
Kultusministerin Theresa 
Schopper (Grüne). Allerdings 
zeichne sich ab, dass es bei 
Schülerinnen und Schülern 
nur leichte Verläufe gebe.  
Kinder und Jugendliche 
bräuchten im Wesentlichen 
„ein Packen Taschentücher“. 
Eine Aussage, die Lehrer­
verbandspräsident Meidinger 

verärgert. Wer meine, mit ei­
ner Packung Taschentücher 
wäre es in den meisten Infek­
tionsfällen getan, nehme be­
wusst in Kauf, dass eine vierte 
Welle durch die Schulen ge­
jagt werde. „Präsenzunterricht 
um jeden Preis bedeutet, die 
Durchseuchung der Schulen in 
Kauf zu nehmen. So ehrlich 
sollte Politik das schon sagen.“ 
Lehrerverband und VBE for­
dern deshalb nach den Ferien 
eine Sicherheitsphase von 
mehreren Wochen, in denen 
die Maskenpflicht weiter gilt 
und verstärkt getestet wird. 

Gerade mit Blick auf die in den 
Urlaubsregionen hochschnel­
lenden Infektionszahlen müsse 
man Vorsicht walten lassen, 
warnt VBE-Chef Beckmann. 
„Zu oft haben wir im letzten 
Jahr erlebt, was sonst passiert. 
Die Wahrscheinlichkeit ist 
hoch, dass in stark betroffenen 
Schulen auch wieder einzelne 

Klassen oder gar ganze Schulen 
zeitweise geschlossen werden 
müssen.“ Ein Schreckenssze­
nario, das Bildungspolitiker  
so nicht stehen lassen wollen. 
„Wenn jetzt nur auf Inzidenz­
werte geschaut und gleich  
wieder mit Distanzunterricht 
gedroht wird, dann ist das 
Alarmismus“, sagt die stellver­
tretende FDP-Fraktionschefin 
Katja Suding. Angesichts stei­
gender Impfquoten sei der In­
zidenzwert längst kein ange­
messener Indikator mehr für 
den Verlauf der Corona-Pan­
demie. „Allen Verantwortli­
chen im Bildungssystem muss 
nach den dramatischen Erfah­
rungen aus den ersten Lock­
downs klar sein, dass es nicht 
erneut zu Schulschließungen 
und wochenlangem Wechsel­
unterricht kommen darf. Bund 
und Länder müssen den flä­
chendeckenden Präsenzunter­
richt nach den Sommerferien 
garantieren.“� cm

vbob Gewerkschaft Bundesbeschäftigte



Der schnellste Weg zur Beihilfe
Mit der Beihilfe-App hat das Bundesverwaltungs­
amt eine Erfolgsgeschichte in Sachen Nachhaltig­
keit und Digitalisierung geschrieben. Schon die 
Hälfte der Anträge wird darüber gestellt.

Als Dienstleister war und  
ist es für das Bundesverwal­
tungsamt (BVA) wichtig, die 
Leistungen möglichst einfach 
für die Kundinnen und Kun­
den anzubieten und dabei 
alle digitalen Möglichkeiten 
zu nutzen. So lag es nahe, 
auch für die Bearbeitung von 
Beihilfeanträgen eine App zu 
entwickeln. Seit dem Jahr 
2018 ist die App „Beihilfe 
Bund“, die sowohl im Google 
Play Store als auch im Apple 
Store zur Verfügung steht, im 
Einsatz und hat große Akzep­
tanz gefunden. Mehr als 
175 000 Berechtigte stellen 
ihre Anträge per App – über 
die Hälfte aller Anträge wird 
auf diesem Weg eingereicht. 
Insgesamt konnten auf Basis 
von App-Anträgen bereits 
über 1 600 000 Bescheide  
erstellt werden. 

	< anwendungs-
freundlich, agil und 
sicher

Die Erfolgsgeschichte  
basiert auf dem gemein­
samen Engagement von 
Management, Beihilfe-
Fachabteilung und IT, die 
die Beihilfe-App im Rah­
men eines agilen Pro­
jekts entwickelt haben 
und laufend weiterent­
wickeln. Die Arbeitswei­
se nach der „Scrum“-Me­
thode zählt zu den 
Prinzipien der App-Ent­
wicklung im BVA. Hierbei 
stehen gleichberechtigt 
die aktuellen techni­
schen Entwicklungen, die 
fachlichen Anforderun­
gen und die Benutzer­
freundlichkeit im Fokus. 
In einem Bereich, in dem 
es um besondere perso­

nenbezogene Daten geht, 
sind außerdem die Einhal­
tung der DSGVO und eine 
kontinuierliche Orientierung 
an den Vorgaben des BSI zur 
IT-Sicherheit sehr wichtige 
Aspekte.

Die Beihilfe-App kann von 
den Beihilfe- oder Versor­
gungsempfängern, die  
Kunden des BVA sind, auf 
mehreren Geräten installiert 
werden, ob Smartphone oder 
Tablet, Android oder iOS. Wer 
die App nutzen möchte, muss 
sich zunächst registrieren 
und kann dann reine Beihilfe­
anträge, also Anträge ohne 
Änderung von Stammdaten, 
schnell und unkompliziert 
einreichen. Die Belege wer­
den fotografiert und wenn 
nötig durch besondere Hin­

weise ergänzt. Der Antrag 
wird direkt an die richtige 
Beihilfestelle geleitet und 
dort bearbeitet. 

Durch den elektronischen 
Posteingang konnte die  
Beihilfebearbeitung effizien­
ter gestaltet werden und  
unterstützt das Ziel einer 
durchgehend digitalen, me­
dienbruchfreien und work­
flowgesteuerten Bearbei­
tung. 

Dabei ist die Entwicklung der 
App fachlich und inhaltlich 
noch nicht abgeschlossen. 
Seit Sommer letzten Jahres 
ist es möglich, den Bescheid 
zusätzlich zum Papierversand 
in der App abzurufen und 
dort auch zu speichern. Aktu­
ell werden täglich etwa 3 000 
Bescheide bereitgestellt. 

Als nächster Schritt ist es da­
her nur folgerichtig, dass der 
Bescheid ausschließlich auf 

elektronischem Weg 
zugestellt wird. Das 
spart Papier und Post­
laufzeiten. Allerdings 
wird es möglich sein, 
den Bescheid aus der 
App auf dem Smart­
phone zu speichern 
und diesen an den pri­
vaten Mail-Account 
weiterzuleiten. Diese 
Stufe ist für Ende des 
Jahres avisiert und 
wird das BVA in Sachen 
Nachhaltigkeit und  
Digitalisierung einen 
weiteren großen 
Schritt nach vorne 
bringen. Für die Nut­
zenden wird damit ein 
komplett digitaler und 
anwendungsfreundli­
cher Weg eröffnet, die 
Dienstleistung des 
Bundesverwaltungs­
amtes in Anspruch  
zu nehmen. 
�

Die Beihilfe-App  

des BVA

www.bva.bund.de/beihilfe-app
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